
Aus den Vorläufen zur DVpMP/GEP 
 

Bis heute im Jahr 2011 wird immer wieder versucht, die Vorgänge um den politischen 

Psychiatriemißbrauch mitsamt dem Widerstand gegen ihn (s. RB 1/11,2), dazu die sie 

begleitenden Veränderungen in der Psychiatrie der letzten Jahrzehnte umzudeuten. Die 

Weichen dazu wurden großenteils schon in den Jahren vor der Gründung unserer Ver-

einigung gestellt. Im Folgenden sollen deshalb einige markante Vorgänge, soweit Spre-

cher unserer späteren DVpMP/GEP involviert waren, mit entsprechenden Dokumenten 

festgehalten werden  - für die, die’s eben genauer wissen wollen. F. Weinberger 
 
1.  Unser verstorbener Ehrenpräsident Prof. von Baeyer paukte Mitte der 1960er den Sozi-
alanwalt Dr. Günther Weigand aus dreimonatiger forensisch-psychiatrischer Internierung 
heraus. Er berichtete über den seinerzeit Aufsehen  erregenden Fall im Fachorgan NERVEN-
ARZT und bezeichnete dieses Bemühen als „Beginn der DVpMP“ (unserer heutigen GEP). 
Wegen der Länge des Artikels belassen wir es bei dem abgebildeten Titelblatt-Auszug 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Das Eintreten für Weigand un die damit verbundene Auseinandersetzung mit seinem damali-
gen Gegenspieler, dem Berliner Ordinarius  Prof. Selbach, waren für von Baeyer bereits ähn-
lich „aufgeladen“, wie es unser Eintreten für Opfer unrechter Psychiatrisierungen und 

damit unsere Auseinandersetzungen mit den Kollegen seitdem geblieben sind.  
 
2.  Ende der 1960er häuften sich Meldungen über Psychiatriemißbräuche in der Sowjet-

union. Opfer waren vielfach renommierte Bürgerrechtler, die Kritik an den politischen Ver-
hältnissen geäußert hatten. Vereinzelt rührte sich im Westen Kritik, so auch beim Weltkon-

greß für Psychiatrie 1971 in Mexico. Wie dieser genauer aussah, schilderte der britische 
Psychiater Prof. M. Lader in seinem Buch PSYCHIATRY ON TRIAL  (Penguin-Books 1977, S. 
166 und 167): „Mitte 1971 war allgemein bekannt, daß ein psychiatrischer Weltkongreß für Ende No-
vember in Mexico City stattfinden würde. So drang Wladimir Bukowski, als er einschlägige Dokumen-
te samt Krankengeschichten in den Westen sandte, darauf, daß die Angelegenheit auf dem Kongreß 
vollständig erörtert würde. Am 16. September 1971 richteten mehrere renommierte Psychiater unter 
Führung von Prof. F.A. Jenner aus Sheffield ein Schreiben an THE TIMES, in dem sie das Problem 
darlegten und an ihre Kollegen in aller Welt appellierten, die Sache auf dem Kongreß aufzugreifen. 
Unter den Unterzeichnern war Professor von Baeyer, der Vizepräsident (des WVP)... Als am 27. No-
vember 1971 das Exekutivkomitee (des WVP) in Mexico-City zusammentrat, berichtete Denis Leigh 
(der damalige Generalsekretär - FW), daß mehrere Klagen von Einzelpersonen eingegangen und an 
Prof. Sneschnewski nach Moskau weitergeleitet worden wären. Dies wurde beifällig so akzeptiert trotz 

eines aufrüttelnden Appells Professor von Baeyers, der zu einer ernsthaften Aktion aufforderte. Dr. 
Leigh... verteilte ein Dokument, in dem er - ganz korrekt - darlegte, daß die Statuten nichts darüber 
besagten, inwieweit der WVP bezüglich der ethischen Aspekte der Psychiatrie in der Verantwortung 
stünde" (s. RB 1/88). U.a. durch Vorschiebung von Formalitäten drückten sich gar manche Psychiater, 
nicht nur deutsche, um die fällige Stellungnahme. Einige wenige hielten die Ethik des Fachs aufrecht. 



3.  Im NERVENARZT, dem Organ der deutschen Fachgesellschaft DGPN, erschien im Früh-
jahr 1972 zum Thema folgende Stellungnahme durch ihren Präsidenten Prof. Dr. Dr. Dr. 
H.E. Ehrhardt (Markierungen, Anmerkungen FW): 

Im darauf folgenden Herbst fand die Mitgliederversammlung der DGPN statt. Hier erhob ich 
gegen den feigen Beschluß der deutschen Psychiatergesellschaft Widerspruch. Es war der er-
ste Protest, der in der Angelegenheit in der DGPN laut wurde. Er fand in der etwa 300-köp-
figen Versammlung nicht eine Stimme der Unterstützung. Ähnliche Wortmeldungen von 
Baeyers und von mir verhallten später ebenso. 
 
 

4.  Immerhin konnte ich 1973 im SPEKTRUM DER PSYCHIATRIE UND NERVENHEIL-
KUNDE, einer damals an alle Nervenärzte kostenlos auslaufenden Zeitschrift berufspoliti-
schen Inhalts, immerhin noch folgende Stellungnahme zum Abdruck bringen. 
 

Qui tacet consentire videtur (Wer schweigt scheint zuzustimmen) 
 
Mißhandlungen mittels psychiatrischer Metho-
den und Institutionen, denen in der UdSSR Sy-
stemkritiker ausgesetzt sind, erregen die Öf-
fentlichkeit. Der Vorstand der Deutschen Ge-
sellschaft für Psychiatrie und Nervenheilkunde 
(DGPN) hat dazu (der Zusammenhang läßt 
sich zumindest erraten) am 21. 1. 1972 eine 
Stellungnahme getroffen, über deren Lücken 
auch die wohlwollende Interpretation des 
Deutschen Ärzteblattes (Heft 22 vom 1.6. 
1972) nicht hinweghilft. 

In der Stellungnahme heißt es u. a.: "Jeder 
Mißbrauch psychiatrischer Methoden und 

Institutionen zu ideologisch-politischen Zwecken 
widerspricht ebenso den Regeln der Ethik des 
ärztlichen Berufes wie den Prinzipien einer all-
gemein verbindlichen Sozial-Ethik (cf. UN- De-
claration of Human Rights), unabhängig von der 
religiösen und politischen Überzeugung des ein-
zelnen... Ein politisches Engagement der DGPN 
ist nur insoweit möglich, als sie sich um fachliche 
Beratung und eine Beeinflussung der Gesund-
heits- und Sozialpolitik mit dem Ziel einer Ver-
besserung der Hilfe für psychisch Kranke und im 
Sinn der Förderung von Psychiatrie und Psycho-
hygiene bemüht... 



Die DGPN hat weder die rechtliche Kompe-
tenz noch eine Möglichkeit, tatsächliche oder 
vermeintliche Fälle des Mißbrauchs psychia-
trischer Methoden und Institutionen für ideolo-
gisch-politische Zwecke in anderen Ländern zu 
überprüfen und dazu Stellung zu nehmen... 

Die publizistische Verwertung tatsächlicher 
oder vermeintlicher Fälle des Mißbrauchs 
psychiatrischer Methoden und Institutionen zu 
ideologisch-politischen Zwecken im Sinne ei-
ner Aufhetzung der öffentlichen Meinung ge-
gen die Psychiatrie ganz allgemein ist als un-
verantwortlich zu verurteilen. . ." 

Eine Stellungnahme, die sich in tatsächlichen 
oder vermeintlichen Fällen auf alle Fälle die 
Kompetenz zur Stellungnahme selbst ab-
spricht, ist auch eine Stellungnahme. Gewiß 
fehlt der DGPN die reale Möglichkeit zur 
Überprüfung. Wo aber auf der Welt gibt es 
Kompetenz, Verbrechen wenigstens auf zuzei-
gen und dagegen alle verfügbaren Mittel zu 
bewegen, wenn nicht in einem freien Rechts-
staat und bei einer Fachgesellschaft, die von 
der Art der Verbrechen als erste berührt wird. 
Daß die öffentliche Meinung des Westens mit-
unter den Bedrängten auch konkrete Hilfe zu 
bringen vermag, zeigen die Aktionen gegen 
antisemitische Verfolgungen in der UdSSR. 

Der Vorstand der DGPN hat unter Berufung auf 
fachliche Gründe mit dem Weltkongreß für Psy-
chiatrie in Mexiko-City 1971 gleichgezogen. Dort 
vermochten allerdings die offiziellen Delegatio-
nen aus den kommunistischen Ländern eine Stel-
lungnahme durch Drohung mit dem Auszug zu 
verhindern. Ob aus Rücksicht auf die inländische 
Fraktion sozialistischer Psychiater oder aus ande-
ren Erwägungen – die Repräsentanten der deut-
schen Psychiatrie gaben der wartenden Öffent-
lichkeit das Nachsehen und wichen, Konturen 
verwischend, an den eigentlich inkriminierten 
Vorkommnissen vorbei auf Allgemeinplätze aus.  

Die abschließende Verbeugung nach Osten hätte 
es fast nicht mehr gebraucht. Der Vorstand der 
DGPN verurteilte (nicht den Mißbrauch, sondern) 
"die publizistische Verwertung des Mißbrauchs 
psychiatrischer Methoden und Institutionen im 
Sinn einer Aufhetzung der öffentlichen Meinung 
gegen die Psychiatrie ganz allgemein." Allerdings 
tut die Publizistik gut daran, gegen die aufkom-
mende rote Psychiatrie Vorsicht zu entwickeln 
umsomehr, als die eigentlich Zuständigen der 
ideologischen Pervertierung des Faches wieder 
einmal mit beklemmender Nachsicht begegnen. 

Dr. F. Weinberger,  
Starnberg 

 
Auch auf diese allen deutschen Psychiatern zugegangene schriftliche Vorlage gab es keinerlei 
Reaktion. Drängt sich heute, 40 Jahre nach der Publikation, der Eindruck auf, daß die Spitze 
der amerikanischen Psychiater-Fachgesellschaft kommunistisch durchsetzt war (RB 1/11,2.5), 
so die der ihr nacheifernden deutschen gewiß nicht minder. 
 
 

4. Gleichzeitig mit dem Bekanntwerden psychiatrischer Mißbräuche in der Sowjetunion 

kam mit der sozial-liberalen Koalition von 1968 hierzulande die Psychiatriereform in Gang. 
Sie brachte uns nicht nur viel Sowjetisches näher, sondern stieß auch in ihrer provozierenden 
Machart auf. Während der Autor bis dahin an Kliniken in Berlin, später dann in München tä-
tig, mit seinen Kollegen und Vorgesetzten weithin im Einklang war, erlebte er, seit 1970 nie-
dergelassen, über besagter Reform bei vielen von ihnen, auch niedergelassenen, auf einmal 
eine befremdlich sozialistische Logik mit entsprechendem Zungenschlag.  
 
Der folgende Artikel, eine Reaktion darauf, löste bei vielen von ihnen, vor allem aber auf po-
litischer und medialer Seite entsprechende Ablehnung aus, die sich in der Folge noch ver-
stärkte. Im Grunde rührt von diesem Artikel die Ausgrenzung, die der Arbeit unserer DVpMP 
/ GEP von Anfang an entgegenschlägt, eine Ausgrenzung, die umgekehrt erst zur Gründung 
der Vereinigung führte, da jetzt klar war, daß menschliche Schicksale die Kollegen nicht mehr 
tangierten, ihre Geisteshaltung ideologisch fixiert und gegen sie nur noch formiert ein Auf-
kommen wäre. Auf die Psychiatrie-Reform und die hier speziell angesprochene, sie inszenie-
rende Enquête, kommen wir in den Rundbriefen immer wieder zurück. Nachträglich einge-
fügte Fußnoten sind durch Kursivdruck markiert. 



Dr. F. Weinberger setzt sich in seinem hier wiedergegebenen Bei- 
trag mit der Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik und der 
hierüber geführten Diskussion auseinander. Auslösendes Moment 
dieser Diskussion war die Anhörung von Sachverständigen vor dem 
Bundestagsausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit am 8.Ok-
tober 1970 und am 23. April 1971. Gegen die Zusammensetzung des 
Sachverständigengremiums und gegen die Stellungnahmen dieser 
Sachverständigen, die teilweise eine Institutionalisierung auch der 
ambulanten psychiatrischen Versorgung gefordert haben, richtet sich 
im wesentlichen der kritische Beitrag von Weinberger, der seine per-
sönliche Auffassung hierzu wiedergibt. 

Das DEUTSCHE ÄRZTEBLATT gibt dieser schon im Juli zur Ver-
öffentlichung angenommenen Stellungnahme Raum, um in der Dis-
kussion über die Lage der Psychiatrie in der Bundesrepublik auchdie 
prononciert kritische Stimme eines niedergelassenen Arztes für Neu-
rologie und Psychiatrie zu Wort kommen zu lassen. Soweit derVer-
fasser seine Kritik auch gegen die Kassenärztliche Bundes-Vereini-
gung und deren angebliche Nachgiebigkeit gegenüber laut Gewor-
denen Sozialisierungsbestrebungen in der Psychiatrie richtet, ist in 
einer Anmerkung zu dem hierfür von ihm als Beleg angeführten Zitat 
aus der Zeitschrift „Spektrum der Psychiatrie und Nervenheilkunde" 
durch Wiedergabe des vollen, ungekürzten Textes der entsprechenden 
Passage verdeutlicht, daß die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
keineswegs einer solchen Institutionalisierung das Wort geredet hat 
oder redet. 
-  Unter ausdrücklicher Ablehnung einer solchen Institutionalisie- 
rung wird vielmehr von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung die 
persönliche Beteiligung und Ermächtigung der an den Landes- 
krankenhäusem tätigen Fachärzte befürwortet, soweit dies insbe- 
sondere für die ambulante Nachbehandlung der aus den Landes- 
krankenhäusern entlassenen Patienten erforderlich ist. DÄ* 
 

Aus  DEUTSCHES ÄRZTEBLATT 50/1973 

Achillesferse Psychiatrie oder: Der Countdown einer Sozialisierung 

  
Ruhe rings um Ilion. Die Danaer waren weg. 
Die Trojaner freuten sich und brachten ein 
schmuckes hölzernes Pferd in ihre Stadt. Dank 
der Einmütigkeit der Ärzte – so kann man le-
sen – haben die Angriffe auf ihre und ihrer 
Patienten Freiheit aufgehört, und von der Kas-
senärztlichen Bundesvereinigung kommt nun 
die Kunde: Forderungen von Sachverständigen 
nach Einbeziehung der Fachkrankenhäuser in 
die ambulante psychiatrische Versorgung kann 
(zu einem guten Teil) entsprochen werden (2). 
_____ 
* Mit dem Kasten markierte die Redaktion eine Di-
stanzierung, wiewohl die Ausführungen an sich 
noch der damaligen Linie des Blatts bzw. des KBV-
Vorstands entsprachen. Unterschwellig aber mach-
te sich freilich auch bei ihr bereits ein anderer 
Trend bemerkbar. 
 

 
Einige haben schon den 
Knall von der ersten 
Sprengung im System des 
bundesdeutschen Gesund-
heitswesens gehört. An-
dere meinten, geknallt 
habe es nicht. Geknister 
gäbe es freilich schon 
lange, in der Psychiatrie - 
wen wundere es – beson-
ders. Hier brüste man sich 
bereits unverblümt "grauer 
Ambulanzen" (3). Die 
Situation ließe sich so, 
wenn überhaupt, nur durch 
Kompromisse meistern. 
Schließlich komme man 
an der Realität nicht vor-
bei, an der Realität etwa, 
daß die Institutionspsych-
iatrie zum großen Teil mit 
den Systemfeinden zusam-
menspielt. oder an der 
Realität, die mit den 
"Sachverständigen-Hea-
rings" durch den Deut-
schen Bundestag ge-
schaffen worden sei. 
 
Eines ist sicher: Was heute 
in der Psychiatrie möglich 
ist, gilt morgen auch in an-
deren Fächern. Es lohnt 

sich, den Countdown einer Sozialisierung am 
psychiatrischen Beispiel zu verfolgen.1  
 
Am Anfang war die Misere der psychiatrischen 
Institutionen: Die Fachkrankenhäuser baulich ver-
altet, personell unterbesetzt, räumlich isoliert und 
entlegen, zu diagnostischen und therapeutischen 
Aufgaben  unausgerüstet, absolute Schlußlichter 
der ärztlichen Versorgung, ein Skandal, der um so 

                                                 
1  Der Artikel wandte sich primär gegen die Vergesell-
schaftung der nervenärztlichen Praxis. Die Sozialisie-
rung der Medizin, speziell der Psychiatrie  ist inzwi-
schen auch auf anderen Wegen vorangekommen, u.a. 
durch begriffliche bis doktrinäre Ausrichtungen der 
Ärzte. Sie alle bekümmerten diese im Grunde wenig.  
Wie wichtig ihre existentielle Unabhängigkeit in freier 
Praxis aber für die Freiheit und Rechtssicherheit der 
Bürger im Land ist, trat gerade  in jüngerer Zeit be-
sonders eindrücklich zu Tage – s. RB 1/1,3-4. 



unerträglicher wurde, je mehr sich die Umge-
bung ringsum ,in Wohlstand kleidete. Wohl-
tuend dagegen über die Jahrzehnte der ambu-
lante Bereich. Die primäre psychiatrische, 
"gemeindenahe" und sozial im RVO-System 
eingebettete Versorgung durch die Praxen hat 
auch Katastrophen verhindert, wie sie in den 
Slums amerikanischer Megalopolen oder in 
Großbritannien herrschten, wo überhaupt keine 
niedergelassenen Nervenärzte zur Verfügung 
standen. 
 
Es ist nun von Interesse, mit welchen Tricks 
der Skandal der Institutionspsychiatrie in einen 
Skandal des Systems umgemünzt und wie er 
den frei tätigen (Nerven-)Ärzten in die Schuhe 
geschoben.  
 
Man könnte meinen, hier sei besondere Tücke 
im Spiel gewesen. Das war aber nur teilweise 
der Fall. Die Argumente waren hier so löcherig 
wie anderswo. Sie begannen aber zu einem 
Zeitpunkt, als es sonst noch still war. Sie ka-
men auf leisen Sohlen und eskalierten erst 
allmählich, wie von geschickter Regie wohl 
abgestimmt. Sie hatten treffliche politische 
Tarnung (durch einen CDU-Abgeordneten, W. 
Picard, übrigens - womit schon gesagt sein 
soll, daß sich diese Ausführungen keineswegs 
gegen eine politische Partei, etwa gegen die 
SPD, sondern gegen einen überparteilichen 
sozialpolitischen Trend richten). Sie hatten den 
besonderen psychiatrischen Nährboden, auf 
dem jedes ideologische Unkraut Blüten treibt. 
Vor allem aber verhalf ihnen zum Durchbruch 
der fast vollständige Mangel einer Abwehr. 
 
Dies ist die Geschichte einer Überrumpelung. 
Sie begann im Frühjahr 1970. Noch keine 
WWI-Studien, "Spiegel"-Serien usw. hatten 
uns aufmerksam gemacht. Wir unterlagen noch 
dem Klang illustrer Namen. Kein DEUT-
SCHES ÄRZTEBLATT war zur Stelle, die 
Taktik der halben Wahrheiten (und ganzen 
Verleumdungen) zu durchleuchten, vom ver-
zagten nervenärztlichen Berufsverband 
(BVDN) ganz zu schweigen. Die Zusammen-
hänge blieben lange verborgen und wären es 
wohl zur Stunde noch, hätte der Gegner inzwi-
schen nicht im Vorgefühl des Triumphes die 
Karten auf den Tisch gelegt (3). 
 
Im März 1970 brachte die Fraktion der 
CDU/CSU (initiativ der Abgeordnete W. Pi-
card) den Antrag im Bundestag ein, die Bun-
desregierung möge eine umfassende Untersu-

chung (Enquete) über die psychiatrisch-psycho-
hygienische Versorgung der Bevölkerung durch-
führen lassen. Wir haben damals alle in der Psy-
chiatrie diesen Antrag auf das wärmste begrüßt. 
"Bei der außerordentlich angespannten Personal-
lage und Struktur psychiatrischer Krankenhäuser" 
waren uns "Sofortmaßnahmen" (W. Picard) aus 
dem Herzen gesprochen. Im nachhinein allerdings 
erfahren wir von den Linken, daß von Anfang an 
"Verbindungslinien" zwischen ihnen und Herrn 
Picard*) am Werke waren (3). 
 
Sie teilen auch mit, wie diese "Verbindungslini-
en" funktionierten, etwa bei der Gründung der 
„Aktion psychisch Kranke", zu der sich die poli-
tisch potenteste Gruppe (einige davon wohl gut-
gläubig) im Januar 1971 organisierte: "Zur ersten 
ordentlichen Hauptversammlung im Bonner Bun-
deshaus wurde gezielt eingeladen. Die reformwil-
ligen Psychiater (man hat immer die löblichsten 
Titel für sich selbst) waren diesmal mit den Abge-
ordneten fast unter sich. Die Namen Degkwitz, 
Erhardt, Bochnik, Huber und viele andere sucht 
man vergebens auf der Anwesenheitsliste.2 Statt 
dessen sind auf ihr zum Beispiel Bosch, Dörner, 
Finzen, Häfner, Kisker, Köster, Kulenkampff, 
Meyer, Reimer, Richartz, Winkler vertreten… In 
den Vorstand wurden die Herren Picard, Kulen-
kampff, Huhn gewählt. . ." (3). 
 
„Gezielt eingeladen" wurde vom Bundestagsaus-
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit (Vor-
sitzender: R. Hauck, SPD) zu den Sachverständi-
gen-Hearings am 8. Oktober 1970 und am 23. 
April 1971.  "Gezielt" wurde im Sommer 1971 
auch die Enquete-Kommission zusammengestellt, 
die bereits fixierten politischen Zielen den wis-
senschaftlichen Rahmen geben sollte. Wo des 
Scheines von Seriosität halber Kompromisse un-
umgänglich, die Zuziehung gemäßigter Fachver-
treter, ja sogar der Kassenärztlichen Bumdesver-
einigung (in Person von Herrn Kollegen Schmitz-
Formes) unvermeidlich waren, wie bei der Zu-
sammenstellung der Enquete-Kommission, wur-
den Sicherungen spezieller Sorte eingebaut. So 
übertrug das Bundesministerium für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit (BMJFG) die "gesamte or-
ganisatorische Vorbereitung und Durchführung 
der Enquete" (3), vor allem die Verteilung der 
Etatmittel an die "Aktion psychisch Kranke" (wer 

                                                 
2  Die Sozialpsychiatrischen  Informationen (3), da-
mals Organ der Reform-Radikalinskis halfterten die 
ab, die de facto Mitläufer spielten und lobten um so 
mehr ihresgleichen. Das Vorgehen ein Musterbeispiel, 
wie Politik gemacht wird. 



zahlt, schafft an) und die Gemäßigten ließen 
auch das geschehen. 
 
Einmal immerhin wehrten sie sich. Die Me-
thoden, mit denen Kulenkampff auch noch 
zum Präsidenten der Fachgesellschaft, der 
Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und 
Nervenheilkunde (DGPN), gemacht werden 
sollte, kamen vor Gericht und fielen dort in 
drei Instanzen durch. Die Wahl konnte am 5. 
Juni 1971 wiederholt und gegen Kulenkampff 
entschieden werden. Ansonsten aber ging's 
links auf breiter Front vorwärts. Vor allem 
wuchs der Troß der Mitläufer, die auch ins Re-
voluzzerhorn stießen, sich im übrigen aber an 
St. Florian hielten (verschon mein Haus, zünd 
.andere an). Auch biedere, in Beamtenehren 
ergraute Anstaltspsychiater agierten plötzlich 
als Sozialpsychiater". Niemand weiß zwar so 
recht, was das eigentlich ist: Nach der Statistik 
wohl ein Psychiater, der auch sozialistische 
Sprüche aufsagen kann (Substantielles ist mit-
unter auch dabei). Nach der Vorstandsliste der 
"Deutschen Gesellschaft für soziale Psychia-
trie" (weitgehend identisch mit der "Aktion 
psychisch Kranke") ist der Psychiater aber 
quantite negligeable. Die Sprüche allein sind's, 
die zählen. 
 
Zur ideologisch-idealistischen Konsequenz des 
Sozialistischen Patientenkollektivs Heidelberg 
(SPK)3 brachten es freilich keineswegs alle 
"Sozialpsychiater", auch K. P. Kisker nicht (4). 
Gemäßigtere empfahlen in honorigen Gutach-
ten Subventionen fürs SPK (5). Der "gemäßig-
te" Rechtsexperte der DGPN propagierte einen 
"vernünftigen Kompromiß zwischen Rechts- 
und Sozialstaatsprinzip", ohne zu bemerken 
oder bemerken zu wollen, daß Abbau des 
Rechtsstaates aus schließlich Sache der Anar-
chisten ist (6). Der "gemäßigte" (gegen Kulen-
kampff gewählte) DGPN-Vorstand schließlich 
erklärte sich schlicht für inkompetent, zum 
politischen Terror in sowjetischen Irrenanstal-
ten Stellung zu nehmen (7). 
 
Man könnte meinen, lonescos Nashörner wä-
ren ausgebrochen. Die merkwürdigsten psychi-
schen Phänomene haben aber oft einfache Ur-
sachen: Das Fach hat sich durch Psychophar-
maka und psychodynamische Konzepte ent-
scheidend geändert. Sein Schwerpunkt hat sich 
von den Institutionen weg in die freie Praxis 
verlagert. 

                                                 
3  eine der Keimzellen des linken Terrors 

In der freien Praxis spielt sich heute der weitaus 
größere Teil qualifizierter psychiatrischer Dia-
gnostik und Therapie ab. Wir niedergelassenen 
Ärzte, Fachärzte und auch (per Delegation) Psy-
chologen, nichtärztliche Psychotherapeuten kön-
nen hier (mit unterschiedlichen Kompetenzen 
vielen Patienten auch in akuten schizophrenen 
Schüben, in den blühendsten manischen, in de-
pressiven Phasen und natürlich erst recht auf dem 
weiten Feld der reaktiven, neurotischen Störungen 
die Entwürdigung des Freiheitsentzuges und insti-
tutionelle Umstände ersparen, können ihnen die 
gewohnte Umgebung, die soziale Integration und 
die Freiheit erhalten. Auch erbringen wir die dia-
gnostisch-therapeutisch relevanten Leistungen 
wesentlich preiswerter, als es die Institutionen je 
könnten. Von der Sache her sind sie, gleichgültig, 
ob Narrentürme, Maxihäuser oder Miniabteilun-
gen, ins Hintertreffen geraten. 

 
So gestand Kulenkampff beim "Sachverständi-
gen-Hearing" den Abgeordneten, daß 75 Prozent 
der Kranken innerhalb von 100 Tagen, 91 Prozent 
innerhalb von 300 Tagen wieder entlassen werden 
(müssen). Ein anderer, Winkler, eröffnete, daß "in 
Anbetracht des ständig zunehmenden Patienten-
durchgangs ein Anlernen für bestimmte Tätigkei-
ten innerhalb der psychiatrischen Krankenhäuser - 
etwa in Werkstätten usw. - meist nicht mehr in 
Betracht gezogen werden kann" (3). Auch ist 
nach Spaltung des Faches, Preisgabe insbesondere 
der Neurologie, die Freude am psychiatrischen 
Torso vielfach geschmälert. Die Schwindsucht 
zehrt. 
 
Das ist der Hintergrund, vor dem so viele "intra-
murale" Psychiater auf den anfahrenden ideologi-
schen Zug aufspringen, vor dem sie mit fort-
schrittlichen Tönen und dem Dampf der Jeunesse 
das Rad der Entwicklung zurückdrehen. Mit Wor-
ten und Druckerschwärze haben sie nicht gespart. 
Ihr Schluß war stets messerscharf, daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf, Fortschritt etwa, der 
nicht von ihnen stammt. Fortschritt reklamierten 
sie entweder für sich, oder sie leugneten ihn. Sie 
entdeckten zum Beispiel die Psychodynamik und 
versuchten ausgerechnet ein diagnostisch-thera-
peutisches Konzept, das wie kein anderes in der 
freien Praxis (im wesentlichen von S. Freud) ent-
wickelt wurde und das sie über ein halbes Jahr-
hundert verhöhnt, verdammt und dem Nachwuchs 
vorenthalten hatten,4 nunmehr gegen die freie 

                                                 
4 Auch ich saß in jungen Jahren während meiner Wei-
terbildung im Fach und über sie hinaus der all gegen-
wärtigen Freud-Reklame auf. Es dauerte, bis ich über 



Praxis auszuspielen. Sie leugneten - kaum eine 
Miesmache*), die nicht nach Begehrlichkeit 
roch - die gute, sich ständig verbessernde Ver-
sorgung im ambulanten und konsiliarischen 
Bereich, die durch niedergelassene Ärzte und 
durch flankierende Einrichtungen (Sonder-
schulen, beschützende Werkstätten, Tagesstät-
ten, Wohnheime, psychologische  Beratungs-
stellen usw.) teilweise unter Mithilfe von Ge-
sundheits-, Sozial-, Arbeits- oder Jugendäm-
tern gewährleistet wird. 
 
Es gibt zum Beispiel in der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) 250 Werkstätten für Be-
hinderte mit etwa 10000 Anlern-, Arbeits- und 
Beschäftigungsplätzen (8), und ihr Ausbau 
wird gerade zur Zeit außerordentlich forciert, 
ohne daß "die Institutionspsychiatrie" daran 
wesentlichen Anteil hat. Und das ist gut 50. 
Denn wir wollen gerade keine Zentren für Be-
hinderte, wollen so wenig Ghetto wie nur mög-
lich. 
 
Zur Integration brauchen wir dezentralisierte 
Einrichtungen, Werkstätten etwa in räumli-
chem und organisatorischem Zusammenhang 
mit der Industrie, Sonderschulen in der Nähe 
von Volksschulen usw. Wir brauchen Privatin-
itiative und freie Verbände (zum Beispiel Le-
benshilfe, Innere Mission, Caritas, Arbeiter-
wohlfahrt usw.5 die hier größte Erfahrung ha-
ben und eine atmosphärische Vielfalt gewäh-
ren, wie sie menschlicher und gesellschaftli-
cher Realität entspricht. Übergangseinrichtun-
gen "den Nervenkrankenhäusern als Satelliten 
anzugliedern", wie es v. Zerssen und Dilling 
vorschlagen (9), entspricht sozial-psychiatri-

                                                                       
viel weiterem Studium und weiterer Erfahrung aus 
den Verstrickungen der Schwindellehre freikam und 
zum Freud-Kritiker wurde. So weit war es, als ich 
den Artikel schrieb, noch nicht. Immer, so auch als 
ich 1975 in dem Beitrag „Vom ‚Fach’ und ‚Fach-
arzt’ für Psychotherapie, DÄ 40/75 schon eine 
deutlich kritischere Stellung gegen die Psychoana-
lyse bezog, bekräftigte ich die Sinnhaftigkeit und 
Notwendigkeit der Psychotherapie. 
5 Der Vorrang der freien Wohlfahrtspflege gegen-
über der öffentlichen ist verfassungsrechtlich garan-
tiert. Auch in §§ 10 und 93 BSHG kommt er zum 
Ausdruck. Zu rechtfertigen und zu bewahren Ist er 
auf Dauer nur, wenn auch der wissenschaftliche 
Standard in allen Bereichen freier Wohlfahrtspflege 
Schritt hält. Hier und nicht nur in den Praxen auf 
ständige Überprüfung und Verbesserung zu dringen 
muß vorrangiges Anliegen der freien Ärzte und 
ihrer Organisationen sein. (Weitere Fußnoten des 
Originals entfallen infolge Aktualitätsverlusts.)  

schem Möchtegern, jedoch keiner Zweckmäßig-
keit.  
 
Man kann vielleicht freie Ärzte sozialisieren. Ob 
sich aber die Schar der Sonderschullehrer, 
Werkstattleiter, Heimväter und -mütter, ob sich 
die freien Wohlfahrtsverbände und ob sich die 
verschiedenen Ministerien, die auf die verschie-
denartigen Einrichtungen Einfluß haben, zu "Sa-
telliten von Nervenkrankenhäusern" machen las-
sen, ist sehr zweifelhaft. 
 
So bedeutsam flankierende (oder Über-gangs-) 
Einrichtungen sind und so wichtig ihr weiterer 
Ausbau, es bedürfen ihrer doch nur die wenigsten, 
die kränksten der psychisch Kranken, etwa jeder 
40. aus der amtlichen Gesamtgruppe (10). Die 39 
anderen würden durch sie, wollte man sie. ihnen 
aufdrängen, verunsichert, wenn nicht terrorisiert. 
Auch wurde auf sozial-psychiatrischem Vorpo-
sten (auswärts) bereits wiederentdeckt, - "daß das 
Haupterfordernis für eine Verbesserung der psy-
chiatrischen Versorgung. .. nicht in einer großen 
Ausdehnung und Erweiterung psychiatrischer 
Einrichtungen, sondern in einer Stärkung des 
Hausarztes in seiner therapeutischen Rolle beste-
hen muß" (11). 
 
Wie man also auch den "Hiatus", der angeblich 
zwischen stationärer und ambulanter Versorgung 
klafft (12), dreht und wendet, ein sozialistisches 
Alibi wird nicht daraus. 
 
Gewisse Übergangseinrichtungen (zum Beispiel 
[Tag- und] Nachtkliniken) und gewisse flankie-
rende Maßnahmen könnten sich Institutions-
psychiater dabei durchaus aneignen, zum Beispiel 
die Entlassung eines Patienten vorher mit dem 
niedergelassenen, weiterbeandelnden Arzt ab-
stimmen, so wie ihn dieser auch vorher bei ihnen 
angemeldet hat. Das könnte die "Drehtüre" in der 
Psychiatrie schon bremsen und auch der Kollegia-
lität zugute kommen. 
 
Für Verbesserungen, "Flickwerk", wie sie es nen-
nen (3), waren die Systemüberwinder aber bisher 
n.icht zu haben. Sie sind es nun wohl noch weni-
ger. Ein wesentlicher Durchbruch gelang ihnen 
bei den beiden Terminen der "Sachverständigen-
Anhörung" durch den Deutschen Bundestag: Von 
praktischen Ärzten, die trotz Kulenkampff'scher 
Anwürfe (12) auch in der psychiatrischen Versor-
gung immer noch eine hervorragende Rolle spie-
len, keine Spur.  
 
Ein einziger, schließlich unvermeidlicher, nieder-



gelassener Nervenarzt gegen 23 (!) Vertreter 
der Institutionen, darunter zumindest sieben 
dem "harten Kern" zugerechnete Damen und 
Herren. Sie setzten die Akzente, die sich Ab-
geordnete und fernsehende Öffentlichkeit ein-
prägen konnten. Einige schöngeistige Reden 
dazwischen störten nicht, und dem einzigen 
Vertreter der Niedergelassenen, die immerhin 
die Hälfte der bundesdeutschen Nervenärzte 
ausmachen, die immerhin 90 Prozent der psy-
chiatrischen Patienten versorgen (3), wurde das 
Gefühl der Auszeichnung, auch mitreden zu 
dürfen, so sehr vermittelt, daß er in entschei-
denden Punkten vergaß, es zu tun. Er hatte im 
übrigen gegen die hier aufgebaute übermacht 
ohnedies keine Chance. 
 
Zum ersten Termin am 8. Oktober 1970 in 
Bonn wurde die anstaltspsychiatrische Creme 
lanciert. Hier im Bonner Bundeshaus benahm 
man sich noch höflich. Das Stichwort Ambu-
lanz fiel nur beiläufig; von Sozialisierung ge-
rade so viel, wie zur Einstimmung ausreicht. 
 
Beim zweiten Termin am 23. April1971 im 
Psychiatrischen Landeskrankenhaus Emmen-
dingen wurde das anders. Mit dem Aufgebot 
ab-hängiger Assistenten und Psychologen, 
Sozialarbeiter, Arbeitstherapeuten, Kranken-
pfleger und -schwestern verschob man erst 
noch einmal - und mit sozialster Miene - die 
Gewichte von den tatsächlichen Verhältnissen 
weg zu den Institutionen. Die soziale Brüskie-
rung "Eingang für Dienstboten" überging man 
und überließ ihnen, was man selbst nicht an-
fassen wollte, die Dreckarbeit. Auf der gesäu-
berten Anwesenheitsliste gegen Zweifler abge-
sichert, sollten und konnten sie nun vom Leder 
ziehen, je ausfallender, desto besser, etwa die 
"sachverständige" Frau Schmidt-Gante, Sozial-
arbeiterin und Heimleiterin in Frankfurt und 
nebenher Erste Vorsitzende der Deutschen Ge-
sellschaft für soziale Psychiatrie (wer noch 
nicht weiß, was "Sozialpsychiatrie" ist, lernt es 
nun): 
 
„Freipraktizierende Nervenärzte erleben wir 
fast ausschließlich - und ich meine es hier po-
lemisch - als Krankenscheinsammler. Geht es 
um einen Krankenschein, hört bei ihnen jedes 
therapeutische Verständnis auf. Das Gesetz ist 
gegen jede therapeutische und praktische Ver-
nunft auf ihrer Seite. Für uns in einer Über-
gangseinrichtung sind frei praktizierende Ner-
venärzte, wenn es um ambulante Nachbehand-
lung der Patienten geht, Alptraumfiguren, die 

trotz kollegialen Grußes bedrohend wirken und 
sind. .." (3). 
 
Niemand widersprach - man hatte ja "gezielt ein-
geladen" - und so gingen diese und ähnliche Äu-
ßerungen (der Tenor ,immer der gleiche) pro-
grammgemäß ein ins offizielle Protokoll, in die" 
Realität", an die sich der Deutsche Bundestag und 
nunmehr auch die Kassenärztliche Bundesver-
einigung bei der Beurteilung der Situation der 
Psychiatrie in der BRD halten (müssen).  
 
In der ersten Verlautbarung der KBV zur rechtli-
chen Seite des Problems heißt es: "Die Stellung-
nahmen der Sachverständigen im Rahmen der 
beiden Anhörungsverfahren zu dem Antrag der 
CDU/CSU-Fraktion betreffend die Situation der 
Psychiatrie in der BRD haben in verstärktem Ma-
ße Diskussionen über die Einbeziehung der psy-
chiatrischen Krankenhäuser in die ambulante 
psychiatrische Versorgung der Bevölkerung aus-
gelöst. Abschließend kann festgestellt werden, 
daß sich nach dem geltenden Kassenarztrecht die 
von den Sachverständ,igen im Rahmen der beiden 
Anhörungsverfahren geforderten Möglichkeiten 
einer ambulanten Vor- und Nachbehandlung, 
eines ambulanten Notfalldienstes bzw. eines ärzt-
lichen Konsiliardienstes an psychiatrischen Kran-
kenhäusern realisieren lassen…“  (durch indivi-
duelle Beteiligung, durch Institutsvertrag nur 
ausnahmsweise) (2)*). 
 
Wer namhaft ist, bestimmt der Gewerkschafts-
bund,6 wer sachverständig, die Regierung. Fest-
zuhalten ist: 
 
Die Entwicklung der Psychiatrie bestärkt wie kein 
anderes Fach das bestehende System des Gesund-
heitswesens, den freien und sozialen Rechtsstaat, 
der ihm zugrunde liegt. Wenn darin Freiheit und 
soziale Sicherheit zueinander in gewisser Anti-
nomie stehen und der zunehmende Zivilisations-
druck häufig mehr die sozialen Belange akzentu-
iert (Recht bleibt in jedem Fall unantastbar), so 
hat gerade in der Psychiatrie eindeutig die Frei-
heit hinzugewonnen. 
 
Das Fach hat darunter außerordentlichen Auf-
schwung genommen. Der therapeutischen Effi-
zienz entspricht wachsendes Interesse der Ärzte-
schaft, auch des Nachwuchses. Zweifellos wird 
gerade er von den diagnostisch-therapeutischen 
Möglichkeiten der Praxis weit mehr stimuliert als 

                                                 
6  Wiedergabe eines vordem vom Ärzteblatt gebrauch-
ten „geflügelten Wortes“. 



von Aspekten der Anstaltspsychiatrie. Gerade 
in der Neurologie-Psychiatrie besteht Nieder-
lassungsfreudigkeit. AIlein in den Jahren 1970 
und 1971 hat die Zahl der frei praktizierenden 
Nervenärzte von 1043 auf 1365 um 32 Prozent 
(!) zugenommen (13). 
 
Natürlich liegt uns auch die "intramurale" Si-
tuation am Herzen. "Therapiefreundliche und 
menschenwürdige" (12) Institutionen fordern 
auch wir! Am intramuralen Wesen muß aber 
keine Psychiatrie genesen. "Reintegration der 
Psychiatrie in das Krankenhauswesen" (12), 
zurück zu den Mauern von gestern, ist nicht 
Fortschritt, zukunftsweisend vielmehr die Inte-
gration der Institutionspsychiater in den Be-
reich der Freiheit, in dem sich Psychiatrie heu-
te abspielt und morgen noch mehr. 
 
~Krankenhausärzte sollten hinaus in die Kas-
senpraxis gehen können. Das könnte „intramu-
rales" Verlangen nach dem ambulanten Be-
reich stillen, obsolete Abhängigkeiten und 
Vorurteile abbauen, Chancengleichheit ge-
währleisten und einer modernen psychiatri-
schen Versorgung in Freiheit und Eigenver-
antwortung zugute kommen. Einer individuel-
len konsiliarischen Tätigkeit steht ohnedies 
höchstens der Einspruch des Arbeitgebers im 
Wege  
 
Gebe sich aber niemand Illusionen hin. Die 
Institutionspsychiatrie, viele, vielleicht auch 
eine schweigende Mehrheit ausgenommen, 
treibt in fremdem Fahrwasser. Es tummeln sich 
hier neben (nach Lenin) "nützlichen Idioten" 
geschliffene "Avantgardisten", die unter Le-
nins Leitstern "staatlich verordnete Universal-
Psychohygiene" propagieren (14). Auf Ent-
mündigte verstehen sie  sich. Der Big Brother 
ist ihnen auf den Leib geschrieben. Sollten sie 
ihn nicht lieben? 
 
Der Trend spielt ihnen fraglos zu. Ihre Reden 
konnten nach altem Rezept durch Wiederho-
lung "Wahrheit" werden. Daß die von ihnen so 
geschmähte KBV ihnen nun nachgab7 (was sie 

                                                 
7 Wie schon in dem Kasten zu Anfang beteuerte die 
Redaktion in einer weiter beigefügten Fußnote an 
dieser Stelle nochmals, daß die KBV keineswegs 
einer Institutionalisierung, Verstaatlichung des 
Fachs  das Wort geredet habe noch rede. Just auf 
sie lief die Entwicklung, wie sie sich nach vier 
Jahrzehnten heute darstellt, hinaus. Natürlich geht 
sie primär nicht auf das Konto der der KBV oder 
anderer Mitläufer, sondern geht, wie sich in Lauf 

ihnen noch nicht gab, kann der Gesetzgeber jetzt 
um so leichter tun), dürfen wir nicht beklagen. In 
der Krankenversorgung haben wir, fehlbare Men-
schen, sicher, unser Bestes gegeben. Daß wir aber 
im Vertrauen, Denkfehler, „Lippenbekenntnisse 
und Redundanz" (14) erledigten sich von selbst, 
der erneuten ideologischen Perversion unseres 
Faches trotz schlimmer Erfahrungen so lange nur 
zögernd begegneten, dieser Vorwurf trifft uns 
niedergelassene Nervenärzte wohl zu Recht. 
 
In der Psychiatrie sehen manche nun das Ziel 
Sozialisierung zum Greifen nahe und demnächst 
erreicht. Sie meinen in ihr gar die Achillesferse 
des Gesundheitswesens treffen zu können. Be-
kanntlich war das vor Troja aber anders. Die ver-
wundbare Ferse gab es auf seiten der Angreifer! 
Danach sind wir noch nicht am Ende, das Wohl 
unserer Patienten zu verteidigen, ihre und unsere 
Freiheit, ihr und unser Recht, ihren und unseren 
Staat.  
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der Jahre immer deutlicher zeigte, auf das des „obe-
ren“ politischen Establishments. Da die Reforminhalte 
politisch offensichtlich längst festgelegt waren, konnte 
der Beitrag eine breitere Diskussion nicht mehr auslö-
sen, gibt es zu den brisantesten Fragen des Faches ins-
gesamt eine freie Diskussion nicht mehr, wird om und 
im „mainstream“ diskutiert nur noch, was „oben“ 
gewünscht wird.  



5. 1974 lernte ich beim Kongreß der DGPN über einem Referat Prof. von Baeyers zum Miß-
brauchthema diesen kennen und schätzen. In der Diskussion bekräftigte ich seine Ausführun-
gen (als einziger). Von da an währte, bewährte und vertiefte sich unsere Verbindung. Sie führ-
te im April 1976 zu folgendem Aufruf im Deutschen Ärzteblatt. Dieses nahm die Annonce – 
für teures Geld – immerhin an. Auch die Stasi las sie. Die meisten der damaligen Unterstützer 
sprangen bald wieder ab. Aus dem Kern aber erwuchs 1977 die DVpMP (später GEP). W 
 


